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Hintergrund 

Das Bundeskabinett hat am 27. Mai 2026 den Entwurf eines Gesetzes zur Modernisierung des Städtebau- 

und Raumordnungsrechts beschlossen. VNG unterstützt die mit dem Entwurf verfolgte Beschleunigung 

der kommunalen Planung. Die vollständige Digitalisierung der Bauleitplanverfahren, die Straffung der 

Umweltprüfung, die Vermeidung wiederholter Beteiligungen sowie die Einführung verbindlicher 

Verfahrensfristen und einer Präklusionsvorschrift können einen spürbaren Beitrag zur Verkürzung von 

Planungszeiträumen leisten. 

Aus Sicht der Wasserstoff- und Biogaswirtschaft bleibt der Kabinettsentwurf jedoch hinter dem zurück, 

was für einen zügigen Infrastrukturhochlauf erforderlich ist. VNG sieht in drei Bereichen 

Nachbesserungsbedarf im parlamentarischen Verfahren. 

 

Untertägige Wasserstoffspeicher – Privilegierung nach § 35 Abs. 1 BauGB 
wiederaufnehmen 

Der Referentenentwurf vom 01. April 2026 sah in § 35 Abs. 1 Nr. 13 BauGB-E eine eigenständige 

Privilegierung für die untertägige Speicherung von Wasserstoff im Außenbereich vor. Diese sachgerechte 

Einordnung als standortgebundenes Infrastrukturvorhaben trug der geologischen Gebundenheit von 

Kavernenspeichern Rechnung. Denn anders als viele andere Energieanlagen können untertägige 

Wasserstoffspeicher nur dort errichtet werden, wo geeignete geologische Formationen vorhanden sind. 

Die Regelung hätte den planungsrechtlichen Rahmen für den Aufbau großskaliger H2-

Speicherkapazitäten sowie die Erweiterung bestehender Speicherstandorte geschaffen. 

Der Kabinettsentwurf hat diese Privilegierung ersatzlos gestrichen. Stattdessen werden Anlagen zur 

Herstellung oder Speicherung von Wasserstoff lediglich in § 5 Abs. 2b BauGB-E als darstellungsfähiger 

Inhalt des Flächennutzungsplans erwähnt. Diese Regelung ersetzt keine Außenbereichsprivilegierung. 

Untertägige Wasserstoffspeicher sind für die Versorgungssicherheit im künftigen Energiesystem 

unverzichtbar. Sie ermöglichen die saisonale Speicherung großer Energiemengen und sichern die 

Flexibilität, die ein auf fluktuierenden erneuerbaren Energien basierendes System erfordert. 

Unsere Forderung: 

▶ Wiederaufnahme der im Referentenentwurf vorgesehenen Privilegierung untertägiger 

Wasserstoffspeicher nach § 35 Abs. 1 BauGB im parlamentarischen Verfahren. 

 

Elektrolyseure – planungsrechtliche Absicherung über § 249a BauGB hinaus 

Der Kabinettsentwurf belässt die planungsrechtliche Zulässigkeit von Elektrolyseuren im Außenbereich 

bei der bestehenden Sonderregelung des § 249a BauGB. Diese Vorschrift ist aufgrund ihrer engen 

tatbestandlichen Voraussetzungen nicht geeignet, den für den Wasserstoffhochlauf erforderlichen 

Anlagenbestand planungsrechtlich abzusichern. Die zwingende Kopplung an einzelne Anlagen zur 

Erzeugung erneuerbarer Energien sowie die begrenzte Anlagengröße beschränken den 

Anwendungsbereich auf Kleinstanlagen in unmittelbarer Nähe zu Wind- oder PV-Anlagen. Elektrolyseure 

im industriellen Maßstab, die netzseitig angebunden und standortunabhängig von einzelnen EE-Anlagen 

betrieben werden, fallen nicht darunter. 

Der Gesetzgeber erkennt in der Begründung zum Kabinettsentwurf selbst die besondere Bedeutung des 

Wasserstoffs für die Energiewende und die Dekarbonisierung der Industrie an. Er verweist auf das 

überragende öffentliche Interesse nach § 4 Abs. 1 Wasserstoffbeschleunigungsgesetz (WasserstoffBG). 

Dieses Bekenntnis muss sich im Planungsrecht widerspiegeln. 
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Unsere Forderung: 

▶ Ausweitung der Privilegierung nach § 35 Abs. 1 BauGB auf Anlagen zur Herstellung von 

Wasserstoff. Ergänzend sollte die planungsrechtliche Zulässigkeit von Elektrolyseuren als 

Hauptanlagen in Gewerbe- und Industriegebieten nach §§ 8, 9 BauNVO klargestellt werden. 

 

Biogas und Biomethan – Sonderregelungen in § 246d BauGB entfristen 

Der Kabinettsentwurf verlängert die Sonderregelungen für Biogasanlagen in § 246d BauGB bis zum 31. 

Dezember 2032. Betreiber von Biogasanlagen, die vor dem 1. Januar 2024 errichtet wurden, können damit 

Biomasse auch weiterhin aus bis zu 50 Kilometer entfernten Betrieben beziehen. VNG begrüßt diese 

Verlängerung, die den weiteren Ausbau der energetischen Nutzung von Biomasse unterstützt. 

Die bloße Verlängerung bis 2032 greift jedoch zu kurz. Der Referentenentwurf vom 01. April 2026 sah 

noch eine vollständige Entfristung vor, die im weiteren Verfahren auf eine Verlängerung bis 2032 

reduziert wurde. Der Bundesrat hat in seiner Stellungnahme vom 10. Juli 2026 (Drucksache 334/26) 

ebenfalls gefordert, die Regelungen in § 246d BauGB zu entfristen, und diese Forderung ausdrücklich 

mit der Funktion der Bioenergie als speicherbarer und bedarfsgerecht einsetzbarer erneuerbarer 

Energieträger begründet. VNG teilt diese Einschätzung. Biogas leistet aufgrund seiner Speicherbarkeit 

und flexiblen Einsatzfähigkeit einen systemrelevanten Beitrag zur Versorgungssicherheit und zur 

Integration erneuerbarer Energien. Eine erneute Befristung erzeugt Rechtsunsicherheit und hemmt 

Investitionen in kapitalintensive Vorhaben mit langen Amortisationszeiträumen. 

Darüber hinaus hat der Bundesrat angeregt, die Begrenzung der Biogaskapazität auf 2,3 Millionen 

Normkubikmeter pro Jahr in § 35 Abs. 1 Nr. 6d BauGB zu überprüfen. VNG unterstützt diese Prüfung. Die 

bestehende Kapazitätsgrenze wirkt als strukturelle Beschränkung für die Flexibilisierung und 

Effizienzsteigerung vorhandener Anlagen. 

Unsere Forderung: 

▶ Vollständige Entfristung der Sonderregelungen in § 246d BauGB und sachgerechte Anpassung 

der Kapazitätsgrenze in § 35 Abs. 1 Nr. 6d BauGB. 

 

 

Über VNG 

VNG ist ein europaweit aktiver Unternehmensverbund mit über 20 Gesellschaften und rund 2.000 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern. Der Konzern mit Hauptsitz in Leipzig steht als Gasimporteur und 

Großhändler sowie als Betreiber von kritischer Gasinfrastruktur in den Bereichen Transport und 

Speicherung von Erdgas für eine sichere Energieversorgung in Deutschland. 

Darüber hinaus schaffen wir mit unserem Engagement, unseren Projekten und Investitionen für einen 

Markthochlauf erneuerbarer und dekarbonisierter Gase wie Biogas und Wasserstoff neue Perspektiven, 

gestalten die Energiezukunft aktiv mit und stärken die Region. Verlässlich, nahbar und immer in 

Bewegung. VNG – Energie. Bewegt. 


